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7. Rückforderung von Personalmitteln - Optimierungen 
erforderlich 

 
Bei der Bearbeitung und Rückforderung überzahlter Personal
mittel durch das DLZP besteht erheblicher Verbesserungsbedarf. 
Insbesondere das eingesetzte Bearbeitungsprogramm KoPers 
weist Schwächen auf. 
 
Eine exakte Auswertung der dem Land zustehenden überzahlten 
Personalmittel ist dem DLZP derzeit nicht möglich. Zudem  
erfolgte seit 2014 aufgrund einer nicht funktionsfähigen Schnitt
stelle in KoPers kein automatischer Abgleich, ob ausgezahlte 
Versorgungsbezüge aufgrund von zusätzlich erfolgten Renten
zahlungen gekürzt werden müssen. Dieser Mangel wurde erst im 
Dezember 2024 behoben.  
 
Die aktuelle Bearbeitung der Rückforderungen überzahlter Per
sonalmittel verstößt teilweise gegen den haushaltsrechtlichen 
Grundsatz der ordnungsgemäßen Buchführung. Die Dokumenta
tion bearbeiteter Rückforderungsfälle genügt zudem nicht den 
geltenden Grundsätzen der Aktenführung.  
 

7.1 Ausgangslage 
 
Das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ist eine Landesbehörde im Geschäftsbereich des Finanzministeri
ums.  
 
Das DLZP zahlt an 100.000 Beamte, Tarifbeschäftigte sowie Versorgungs-
empfänger des Landes aus dem Landeshaushalt stammende Personal-
mittel in Form von Bezügen, Entgelten, Versorgungsbezügen sowie Beihil
fen. Überzahlungen und deren Rückforderungen sind bei einem solchen 
Massengeschäft unvermeidbar, insbesondere, wenn sich rückwirkend  
zahlungswirksame Sachverhalte ändern. 
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Werden Personalmittel überzahlt, muss dies aber zügig festgestellt und ihre 
Rückforderung nach den gesetzlichen Bestimmungen1 veranlasst werden.  
Denn: Verzögerte Feststellungen oder Rückforderungen können dazu füh
ren, dass 
• Rückforderungsansprüche des Landes verjähren, verfallen oder auf

grund sonstiger Umstände nicht oder schwerer durchzusetzen sind, 
• hohe Rückforderungsbeträge auflaufen, deren Rückzahlung die Betrof-

fenen finanziell überfordert und für Frustration sorgt. 
 

7.2 Entstehung und Feststellung von Überzahlungen: Defizite der  
KoPers-Überzahlungslisten 
 
Eine Überzahlung von Personalmitteln kann aus verschiedenen Gründen 
eintreten. Neben fehlerhaften Berechnungen können Überzahlungen auf 
verspäteten, unvollständigen, unzutreffenden oder kurzfristig mitgeteilten 
Sachverhalten beruhen.  
 
Hinweise darauf, dass Personalmittel überzahlt wurden, erhält das DLZP 
nach eigenen Angaben teilweise direkt von den Betroffenen oder deren 
Dienststellen. Aber auch aus IT-gestützten Verfahren sind derartige Hin
weise möglich: 
 
So erstellt das im DLZP eingesetzte Personalverwaltungs- und Abrech
nungsprogramm KoPers u. a. monatlich sogenannte Überzahlungslisten. 
Diese Listen bilden die Basis bei der Bearbeitung von Überzahlungsfällen. 
Sie sind nach Statusgruppen der Beschäftigten unterteilt und weisen neben 
dem Namen und der Personalnummer auch den überzahlten Betrag für 
die jeweilige Person aus. Der Grund für die Überzahlung ist in den Listen 
hingegen nicht ersichtlich. 
 
Der LRH hat sich exemplarisch im Oktober 2023 Überzahlungslisten vor
legen lassen. Die Listen wiesen zu diesem Zeitpunkt 5.472 Fälle mit offe
nen Überzahlungen von 7,81 Mio. € aus.  
 
Allerdings: In der derzeitigen Form enthalten die Überzahlungslisten nicht 
nur Forderungen des Landes, sondern auch Forderungen, die das Land 
nicht für sich selbst einzieht. Dies sind etwa Steuerrückforderungen oder 
Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung.  
 

                                                      
1  Welche Rechtsgrundlagen für die Rückforderung einschlägig sind, richtet sich danach, ob 

Besoldung, Versorgung, Beihilfe oder Entgelt überzahlt wurden. Wesentliche Rechtsgrund-
lagen sind: § 15 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der 
Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein - SHBesG), § 63 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versor
gung der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungs-
gesetz SHBeamtVG), §§ 812 ff. BGB. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass auch diese Forderungen 
auszuweisen seien. 
 
Die automatisierte Erstellung einer Überzahlungsliste, die nur die dem 
Land zustehenden Überzahlungsforderungen mit den relevanten Daten 
beinhaltet, ist aus dem Programm KoPers derzeit nicht möglich. Nach  
Angaben des DLZP und des Finanzministeriums soll diese Möglichkeit erst 
mit der ab 2027 zu entwickelnden Nachfolgesoftware geschaffen werden.  
 
Eine durch den LRH vorgenommene, manuelle Bereinigung1 der in der 
Liste erfassten Fälle ergab für Oktober 2023 etwa 5.054 Fälle mit einer 
Rückforderungssumme von etwa 7,07 Mio. € für das Land.  
 

7.3 Fehlender Abgleich von Renten- und Versorgungsbezügen 
 
Am 01.01.2024 hatte das Land Schleswig-Holstein insgesamt 38.336 
Versorgungsempfänger. Versorgungsempfänger sind verpflichtet, dem 
DLZP den Bezug von Renten anzuzeigen. Diese Pflicht folgt aus 
§ 66 BeamtVG SH, wonach der Versorgungsbezug aufgrund eines zusätz
lichen Rentenbezugs zu kürzen ist. Bei einer früheren Prüfung2 stellte der 
LRH fest, dass ein Teil der Versorgungsempfänger diese Pflicht verletzte. In 
der Folge wurden Versorgungsbezüge im erheblichen Umfang überzahlt 
und mussten zurückgefordert werden. Als Reaktion darauf wurde der 
regelmäßige Abgleich mit dem Postrentendienst eingeführt.  
 
Mit der Einführung von KoPers 2014 endete dieses Verfahren. Die Schnitt-
stelle zum Rentenabgleich in KoPers war von Beginn an nicht funktionsfähig. 
Erst im Dezember 2024 wurde in KoPers ein Rentenabgleich durchgeführt. 
Es wurden mehr als 3.800 zusätzliche Fälle identifiziert. Eine Auswertung, 
bei wie vielen dieser Fälle der Bezug der Rente dem DLZP tatsächlich hätte 
angezeigt werden müssen und in welchem Umfang eine Anrechnung auf 
die Versorgungsbezüge erfolgen muss, lag zum Berichtszeitpunkt noch 
nicht vor. 
 
Der LRH fordert, dass die Rückforderungsverfahren zügig eingeleitet und 
durchgeführt werden. 
 
Das Finanzministerium führt aus, das DLZP habe zwischenzeitlich mit 
einer Vorprüfung der Fälle begonnen. Bei 1.717 Fällen handele es sich um 
sogenannte informatorische Renten, die nicht zur Anrechnung gelangen. 
  

                                                      
1  Der LRH bereinigte die Liste anhand vorab festgelegter Filterkriterien. Aufgrund der Viel

zahl der Fälle war keine Einzelfallprüfung möglich. 
2  Bemerkungen 2004 des LRH, Nr. 15 (zur Prüfung Pr 2015/1999). 
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Von den weiteren Fällen seien zum 11.02.2025 bereits 197 final geprüft 
worden. In 59 dieser Fälle seien Überzahlungen von insgesamt 408.000 € 
festgestellt worden. 
 
Der LRH bestärkt Finanzministerium und DLZP darin, mit den Prüfungen 
und etwaigen Rückforderungen zügig voranzuschreiten. 
 

7.4 Bearbeitung von Rückforderungen: Haushaltsrechtliche Vorgaben 
einhalten 
 
Um eine ordnungsgemäße Buchführung sicherzustellen, wurden in der 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO)1 und den dazu erlas
senen Verwaltungsvorschriften Regelungen getroffen.  
 
Für die vom Land praktizierte kamerale Buchführung besteht eine Vorgabe 
darin, dass rechnungsrelevante Daten in Form von überzahlten Personal
mitteln jederzeit zur Verfügung stehen müssen, entweder im eingesetzten 
SAP-Verfahren selbst oder in einem automatisierten Vorverfahren.2  
 
In der Verwaltungspraxis des DLZP existieren 2 Verfahrenswege, um 
Überzahlungen zurückzufordern: 
 
In den meisten Überzahlungsfällen wird die Forderung des Landes mit 
künftigen Zahlungen an die Beschäftigten aufgerechnet. Dies ist auch 
zulässig.3  
 
Die Aufrechnungen werden dann in KoPers - das haushaltsrechtlich ein 
automatisiertes Vorverfahren zur SAP-Haushaltssoftware des Landes ist - 
erfasst. Allerdings: KoPers kann die für das Land rechnungsrelevanten 
Daten nicht jederzeit auswerten und eine ordnungsgemäße Buchführung 
sicherstellen. Die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren 
erfüllt KoPers damit nicht. 
 
Bei einem kleineren Teil der Überzahlungsfälle kann keine Aufrechnung 
erfolgen, zum Beispiel, weil die Beschäftigten nicht mehr beim Land tätig 
sind. Sofern eine Aufrechnung mit künftigen Zahlungen nicht möglich ist, 
fordert das DLZP die überzahlten Beträge von den Zahlungsempfängern 
zurück. Eine Erfassung der Rückforderungen in SAP erfolgt aber zunächst 
nicht, da das DLZP nicht zeitgleich mit den Rückforderungen ent-
sprechende Kassenanordnungen erstellt. Dies führt zu verspäteten  
                                                      
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO, zuletzt geändert am 21.03.2024 

(Art. 1 Gesetz vom 21.03.2024, GVOBl. 2024, S. 178). 
2  Nr. 6.1.1.4 Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung 

(VV-ZBR).  
3  Nr. 2.1.5 VV-ZBR. 
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Sollstellungen. Verspätete Sollstellungen hatte der LRH bereits 2016 kriti
siert. Der Landtag hat diese Kritik aufgegriffen und die Dienststellen aufge
fordert, Annahmeanordnungen umgehend zu buchen.1  
 
Der LRH fordert, dass spätestens mit der geplanten Nachfolgesoftware zu 
KoPers die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren zu 
SAP erfüllt werden müssen. Bis es soweit ist, empfiehlt der LRH, sämtliche 
Überzahlungsfälle in einer Liste mit allen relevanten Daten zu erfassen 
und der Landeskasse monatlich vorzulegen.  
 
Unabhängig davon muss das DLZP in Fällen, in denen keine Aufrechnung 
erfolgt, für eine zügige Erfassung der Forderungen in SAP sorgen. Nur 
dann hält das DLZP die bestehenden haushaltsrechtlichen Vorgaben ein 
und genügt der Aufforderung des Landtages. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass das DLZP künftig für die 
titulierten und nicht per Aufrechnung zu bereinigenden Forderungen eine 
Sollstellung in SAP vornehmen werde. Für die Fälle, in denen Rückforde
rungen im Aufrechnungswege erfolgen können, bestehe kein Informa-
tionsdefizit bei der Landeskasse. Für die vom LRH vorgeschlagene, in der 
Erstellung sehr arbeitsintensive Monatsliste bestehe daher kein Bedarf. 
 
Der LRH erachtet es für nicht ausreichend, künftig nur für titulierte Forde
rungen eine Sollstellung in SAP vorzunehmen. Dies würde dem Votum 
des Landtages Rechnung tragen. Der LRH hält es aus Gründen einer ord
nungsgemäßen Buchführung darüber hinaus für notwendig, künftig auch 
die aufzurechnenden Forderungen zu erfassen. Nur so kann das DLZP die 
relevanten Daten auswerten. 
 

7.5 Aktenführung: Geltende Grundsätze beachten 
 
Vorgaben, wie Akten in einer Dienststelle zu führen sind, ergeben sich nicht 
nur aus dem Grundsatz der Aktenmäßigkeit, der aus Art. 19 Abs. 4 Grund-
gesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) und Art. 20 Abs. 3 GG 
abgeleitet wird. Auch die „Aktenordnung für die schleswig-holsteinische 
Landesverwaltung (AktenO)“2 enthält konkrete Regelungen, die durch die 
Dienststellen des Landes zu beachten sind. Die hohe Bedeutung ordnungs-
gemäß geführter Akten hat der Wissenschaftliche Dienst des Landtages in 
einem jüngst erstellten Gutachten3 nochmal besonders betont.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 18/4702, Tz. 6. 
2  Amtsbl. Schl.-H. 2015, S. 90. 
3  Umdruck 20/3420, „Aktenrelevanz und das Löschen von Akteninhalten“. 
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Für eine ordnungsgemäße Aktenführung ist es u. a. erforderlich, dass  
• Dokumente sinnvoll in einer Akte und innerhalb der Akte in Vorgänge 

zusammengefasst werden und  
• die Bearbeitungsschritte auch für Dritte nachvollziehbar dokumentiert 

werden. 
 
Überzahlungsfälle werden vom DLZP in der elektronischen Personalakte 
veraktet. Der LRH stellte bei der Prüfung von 80 Fällen aus den Bereichen 
„Besoldung“, „Entgelt“ und „Versorgung“ fest, dass die o. g. Grundsätze 
der Aktenführung im DLZP nicht durchgehend beachtet werden: 
 
Grundsätzlich werden zwar alle Dokumente zu einem Überzahlungsfall in 
der jeweiligen Personalakte gesammelt, jedoch nicht in einem zusammen
gefassten Vorgang. Soll ein Überzahlungsfall nachvollzogen werden, ist 
derzeit eine wenig effiziente Sichtung der teilweise sehr umfassenden Akte 
erforderlich. Die Gründe für die nicht erfolgende Bildung eines Überzah
lungsvorgangs sind im Wesentlichen technischer Natur: Sind Schreiben zu 
einem Überzahlungsfall bereits eingescannt worden, können nachträglich 
erstellte Dokumente nicht mehr mit dem Scan zusammengeführt werden. 
 
Auch eine nachvollziehbare Dokumentation der Bearbeitungsschritte ergab 
sich aus den geprüften Akten nicht. Schriftliche Vermerke über eine erfolgte 
Prüfung der Tatbestandsmerkmale, den Sachstand oder das weitere Vor
gehen waren nicht vorhanden. Nach Auskunft des Finanzministeriums 
würden nur in besonderen Situationen und bei komplexen Sachverhalten 
zusätzliche Vermerke gefertigt. Darüber hinaus werde keine Notwendigkeit 
für Dokumentationen gesehen. Die Vorgänge seien für alle in den Fach-
bereichen tätigen Personen transparent und verständlich. Für eine Doku
mentation bestünde auch keine Personalkapazität. 
 
Der LRH fordert das DLZP auf, die Aktenführung zu verbessern und die 
Grundsätze der Aktenführung einzuhalten. 
 
Technische Unzulänglichkeiten, die eine Bildung von Vorgängen verhindern, 
müssen schnellstmöglich beseitigt werden. Im Hinblick auf die Dokumen-
tation gilt: Gerade in Massenverfahren mag diese mit einem gewissen 
Aufwand verbunden und für die Mitarbeiter der Fachbereiche des DLZP 
nicht erforderlich sein. Die Dokumentation der Bearbeitungsschritte bei 
Überzahlungen soll aber gerade auch den von Überzahlungen Betroffe
nen, der Fachaufsicht sowie dem Rechnungshof eine Prüfung des Verwal
tungshandelns ermöglichen.  
 
Der LRH empfiehlt daher, in den Überzahlungsfällen zumindest die  
wesentlichen Entscheidungen und deren Gründe zu dokumentieren. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass aus Sicht des DLZP alle 
Bearbeitungsschritte bereits nachvollziehbar in den Akten dokumentiert 
seien. Gleichwohl werden Finanzministerium und DLZP darauf hinwirken, 
dass mit der Nachfolgesoftware ab 2027 verbesserte Aktenfunktionalitäten 
zur Verfügung stehen. 
 
Aus Sicht des LRH sind verbesserte Aktenfunktionalitäten geeignet, künf
tig einen wesentlichen Beitrag zur ordnungsgemäßen Aktenführung zu 
leisten. 
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